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ANALYSE

Die Reform des Gesundheitswesens in der Ukraine – eine Herausforderung
Von Erica Richardson, London

Zusammenfassung
Seit der Unabhängigkeit von 1991 wurde das ukrainische Gesundheitssystem einer grundlegenden Dezen-
tralisierung unterzogen, bei der den subregionalen Regierungen Verantwortung für die Organisation und 
Finanzierung der lokalen medizinischen Versorgung übertragen wurde. Allerdings blieben die Finanzie-
rungsmechanismen stark im Sowjetmodel der zentralen Planung und Verteilung verhaftet, wo für die Mit-
telzuteilung hohe Produktionsfaktoren Priorität haben, z. B. die Anzahl der Krankenhausbetten in einer 
Einrichtung. Dies macht das System ineffizient und die chronische Unterfinanzierung des Gesundheitssek-
tors bedeutet, dass die beschränkten Ressourcen nicht effektiv genutzt werden. Die mangelhafte Finanzie-
rung wird durch direkte formelle und informelle Zahlungen von Patienten und deren Familien kompensiert. 
Mittlerweile machen diese 43,4 % der gesamten Gesundheitsausgaben in der Ukraine aus und stellen ein 
großes Gerechtigkeitsproblem dar. Das sowjetische Modell der Gesundheitsversorgung ist darüber hinaus 
eher auf Infektionskrankheiten fokussiert als auf nicht-übertragbare und chronische Krankheiten, die heute 
jedoch entscheidend sind für die Gesundheit der Gesamtbevölkerung. Das System hat sich als nicht flexibel 
genug erwiesen, um den veränderten Bedürfnissen der Bevölkerung im Gesundheitsbereich gerecht zu wer-
den. Der Reformbedarf ist offensichtlich, aber der Mangel an politischem Willen und einem Reformkon-
sens hat dazu geführt, dass zwar seit der Unabhängigkeit über grundlegende Reformen debattiert wird, die 
Umsetzung aber bisher nur stockend vorankommt. 

Einführung
Das ukrainische Gesundheitssystem wurde seit der 
Unabhängigkeit von der Sowjetunion nicht mehr grund-
legend reformiert, wenngleich seither weitreichende 
Reformen diskutiert wurden. Mit jedem Regierungs-
wechsel sollte neuer Schwung in den Reformprozess 
kommen, aber letzten Endes blieben doch jeweils nur 
ein Stapel Papier mit Plänen und Programmen übrig. Im 
folgenden Beitrag wird der Reformbedarf in Bezug auf 
die sich ändernden Versorgungsbedürfnisse der Bevöl-
kerung beschrieben sowie in Bezug auf die wachsende 
Ungleichheit bei der Finanzierung des Gesundheitssys-
tems und deren möglicher katastrophaler Auswirkungen 
auf die Haushalte. Die zugrundeliegenden politischen 
Faktoren, die die Reformen immer wieder gebremst 
haben, werden im Anschluss diskutiert. Der Beitrag 
endet mit einer Einschätzung der Möglichkeiten für 
eine Reform in naher Zukunft.

Organisation und Finanzierung
Das ukrainische Gesundheitssystem hat die 1991 ererb-
ten grundlegenden Kennzeichen des sowjetischen 
Gesundheitssystems beibehalten. Dementsprechend 
sind Steuergelder die wichtigste Finanzierungsquelle 
und die Mittel werden je nach Größe der medizinischen 
Einrichtung verteilt (größer heißt hier immer noch »bes-
ser«). Die meisten medizinischen Einrichtungen gehören 
dem Staat und werden von ihm finanziert. Das ukraini-
sche Gesundheitssystem ist deshalb ein nahezu zentral 
geplantes System, das mit den sozio-ökonomischen Ver-
änderungen, die sich entsprechend der marktwirtschaft-

lichen Prinzipien entwickelt haben, nicht im Einklag 
steht. Die gesamte Organisation des Gesundheitssys-
tems hingegen hat sich stärker verändert als die Finan-
zierungsmechanismen, da hier eine starke Dezentralisie-
rung stattgefunden hat. Das System ist heute komplex 
und vielschichtig, Verantwortung wird zwischen der 
zentralen staatlichen und den 27 regionalen Verwal-
tungen sowie den vielzähligen Verwaltungsorganen auf 
Stadt-, Bezirks- und kommunaler Ebene aufgeteilt. Das 
System wird von den Gesundheitsbehörden auf regio-
naler Ebene organisiert, die im Bereich Finanzen und 
Management unabhängig sind, funktional aber dem 
nationalen Gesundheitsministerium unterstehen. Die 
Gesundheitseinrichtungen selbst werden demzufolge 
auf lokaler Ebene »besessen«, finanziert und gemanagt. 
Die Abgabe der grundsätzlichen Budgetverantwortung 
an Regional- und Bezirksräte im Jahr 1997 ging aller-
dings nicht mit einer erheblichen Umschichtung der 
Ressourcen zwischen reicheren und ärmeren Territorien 
einher. Dies führte zu geographischen Ungleichheiten, 
die erst 2002 in den Blick genommen wurden, als mit 
dem regionalen Finanztransfer ein Ausgleich der Diffe-
renzen in den Budgetkapazitäten der einzelnen Gebiete 
ermöglicht wurde. 

Primärversorgung
Die sowjetische Tradition bedeutete auch, dass Erfolg 
eher an der Quantität als an der Qualität gemessen 
wurde. Die Technologie war veraltet und das System 
als Ganzes war und blieb höchst ineffizient in der Art 
und Weise, wie es Ressourcen verteilte und verbrauchte. 
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Als die Grundlagen des sowjetischen Gesundheitssys-
tems nach Revolution und Krieg gelegt wurden, lag 
der Schwerpunkt auf der Bekämpfung von Infektions-
krankheiten: Tuberkulose, Syphilis, Pocken und Cho-
lera waren ernstzunehmende Herausforderungen für 
die Bolschewiki im Gesundheitsbereich. Die Sowjet-
union konnte riesige Erfolge bei der Verbesserung der 
Gesundheit der Bevölkerung verzeichnen und auch die 
Lebenserwartung (bei Geburt) stieg rasant an als die 
Infektionskrankheiten unter Kontrolle gebracht worden 
waren und beinah auf westeuropäisches Niveau gesenkt 
werden konnten. Allerdings war das System nicht gut 
gerüstet für die neuen Hauptursachen von Tod und 
Krankheit – nicht-übertragbare Krankheiten wie Herz-
erkrankungen, Gehirnschlag, Diabetes und Krebs. Das 
Gesundheitssystem, wie auch bestimmte Wirtschaftsbe-
reiche, war nicht flexibel genug und konnte den neuen 
Krankheitsmustern und den veränderten Bedürfnissen 
der Patienten nicht gerecht werden. Chronische Krank-
heiten wie Bluthochdruck (wichtiger Risikofaktor bei 
Herzerkrankungen) erfordern gerade eine gut organi-
sierte und geplante Behandlung und nicht nur eine »epi-
sodische«, wie sie im Krankenhaus angeboten wird. Aus 
diesem Grund hätte sich das Gesundheitssystem umori-
entieren und seinen Fokus auf eine Primärversorgung 
abseits der sowjetischen Krankenhausversorgung legen 
müssen. Die Primärversorgung sollte den ersten Kontakt 
mit dem Gesundheitssystem darstellen und den Zugang 
zu einer breiten Palette an ambulanten Gesundheits-
dienstleistungen ermöglichen sowie die Überweisung 
an Spezialisten. Lange Zeit blieb das Gesundheitswe-
sen auch eng auf die Kontrolle von Infektionskrankhei-
ten fokussiert und gleichzeitig war die Thematisierung 
solcher Themen wie »Gesundheitsschädigung durch 
Rauchen« in der Gesundheitspolitik sowie der Gesund-
heitsbildung unterentwickelt. Im Ergebnis stagnierte die 
Lebenserwartung in der Ukraine während sie im Westen 
kontinuierlich anstieg (s. Grafik 1). Wie auch in Russ-
land waren die Schwankungen bei der Lebenserwartung 
von Männern in den 1980er Jahren höchstwahrschein-
lich das Ergebnis von Gorbatschows Anti-Alkohol-Kam-
pagne, die zumindest zu Beginn sehr erfolgreich war bei 
der Eindämmung des Alkoholkonsums.

Reform des Finanzierungssystems
Der Zusammenbruch der Sowjetunion führte zu einer 
neuen Finanzsituation und das umfangreiche Gesund-
heitssystem, das die Ukraine erbte, wurde untragbar. 
Die vorrangige Bedeutung der stationären Versorgung 
hatte ein System mit enormen Kapazitäten geschaffen, 
welche in einer Marktwirtschaft, ohne die massive Sub-
ventionierung der Betriebskosten (Heizung, Licht usw.), 
aber nur sehr schwer aufrechtzuerhalten sind. Der Res-

sourcendruck bedeutete, dass es sich die ukrainischen 
Regierungen immer weniger leisten konnten (oder woll-
ten), ausreichend Ressourcen an das Gesundheitssystem 
zu verteilen, das demzufolge chronisch unterfinanziert 
war und ist. Es müssten entscheidende Effizienzgewinne 
durch Rationalisierung im Krankenhausbestand sowie 
durch die intensivere Nutzung der ambulanten statt der 
stationären Versorgung erzielt werden. Dafür wären 
allerdings schwerwiegende politische Entscheidungen 
nötig. Wenn die Leistung des Systems grundsätzlich 
verbessert werden soll, wird es unter diesen Umständen 
nicht reichen, einfach mehr Gelder zu verteilen.

»Vermeidbare Sterbefälle«
Die Ukraine weist eine hohe Rate für »vermeidbare Ster-
befälle« auf. Die vermeidbare Sterblichkeit ist ein Indi-
kator für verfrühte Tode, die hätten verhindert werden 
können, wenn rechtzeitig Zugang zu effektiver medizi-
nischer Versorgung von angemessener Qualität bestan-
den hätte. Demzufolge bezieht sich dieser Indikator 
nicht auf hochtechnologische oder hoch komplexe Ein-
griffe wie z. B. in der Transplantationschirurgie, sondern 
vielmehr auf grundlegende Angebote, die ein hinläng-
liches Gesundheitssystem zur Verfügung stellen kön-
nen sollte, z. B. eine angemessene Insulinversorgung für 
Menschen mit Diabetes, ein adäquates Screening-Pro-
gramm zur Früherkennung von Gebärmutterhalskrebs, 
ein chirurgischer Eingriff bei einer akuten Blinddarm-
entzündung usw. Es handelt sich also nicht um einen 
Indikator, der misst, ob ein Gesundheitssystem per-
fekt ist, sondern um einen, der die Stärken und Schwä-
chen solch eines Systems hervortreten lässt. Forschun-
gen aus dem Jahr 2004 zur Sterblichkeit in der Ukraine 
haben gezeigt, dass beinah die Hälfte (48 %) aller Tode 
vor dem 75. Lebensjahr vermeidbar gewesen wären. Im 
arbeitsfähigen Alter (25–64 Jahre) seien sogar 80 % der 
Tode unter Männern und 30 % der Tode unter Frauen 
vermeidbar gewesen. Die absolute und die vermeidbare 
Sterblichkeit haben sich in der Ukraine seit 2005 nicht 
wesentlich verbessert. Das bedeutet, dass es hier ent-
weder Probleme mit der Qualität der Versorgung oder 
mit den Zugangsmöglichkeiten gibt – oder mit beidem. 

Zahlungen aus eigener Tasche
Der Zugang zu medizinischer Versorgung ist ein sehr rea-
les Problem in der Ukraine – das ist keine Frage der ört-
lichen Erreichbarkeit, sondern der finanziellen Möglich-
keiten. Die chronische Unterfinanzierung des extensiven 
sowjetischen Gesundheitssystems hat zu einer Finan-
zierungslücke seitens der lokalen und nationalen Haus-
halte geführt. Die große Kluft zwischen bereitgestellten 
und benötigten Geldern wurde bisher durch Zahlungen 
der Patienten aus eigener Tasche überbrückt. Dazu zäh-
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len alle direkten Zahlungen von Patienten für Waren 
und Dienstleistungen während ihrer Behandlung. Dabei 
kann es sich um formale Gebühren handeln, die von 
Regierungen oder Krankenhäusern entsprechend einer 
festgelegten Gebührenliste oder des ermittelten Markt-
wertes erhoben werden, oder es kann sich um informelle 
Zahlungen handeln, die vom medizinischen Personal 
oder den medizinischen Einrichtungen für Waren und 
Dienstleistungen erhoben werden, die eigentlich von 
den gesetzlichen Unterstützungsleistungen oder von der 
Krankenversicherung schon abgedeckt sind. Die Zahlun-
gen aus eigener Tasche sind höchst regressiv und können 
den Zugang zu ärztlicher Versorgung ernsthaft behin-
dern. Insbesondere gilt dies für ärmere Haushalte, in 
denen die Menschen einen Arztbesuch immer wieder 
verschieben, weil sie ihn sich nicht leisten können. Eine 
multinationale Studie hat gezeigt, dass sich der Zugang 
zu ärztlicher Versorgung in den Jahren 2001 bis 2010 
in Armenien, Georgien, Kasachstan, Kirgistan, Molda-
wien und Russland verbessert hat oder gleich geblieben 
ist. Nur in der Ukraine hat er sich verschlechtert. 

Diese privaten Zahlungen sind heute in der Ukraine 
die größte Herausforderung für die Herstellung von 
Gerechtigkeit bei der Finanzierung des Gesundheits-
systems. Der Großteil der Bevölkerung, arm und reich, 
zahlt Arzneimittel während der ambulanten und der sta-
tionären Behandlung voll aus eigener Tasche. Unkon-
trolliert und chaotisch steigen die Zahlungen immer 
weiter an, ohne jeden Versuch der Regierung, die nega-
tiven Folgen für die Bevölkerung abzumildern. Die Kos-
ten für die Gesundheitsversorgung können katastro-
phale Folgen haben und Menschen in die Armut treiben. 
Die Notwendigkeit, dieser Ungerechtigkeit Herr zu wer-
den, bestand auch schon bevor die Finanzkrise die Preise 
für Medikamente rasch angestiegen ließ (s. Grafik 2). 
Die hohen Preise für diese Produkte stellen insbesondere 
für Menschen mit chronischen Krankheiten wie Blut-
hochruck, für die sie stetige und oft lebenslange Medi-
kation benötigen, eine extreme Belastung dar.

Reformunwille
Bisher gab es zwar einige Änderungen im ukrainischen 
Gesundheitssystem, aber diese waren nie Teil eines kon-
sistenten Programms oder einer ebensolchen Reform. 
Auf dem Papier sind bereits neue Finanzierungsmodelle 
eingeführt worden, das Gesundheitssystem insgesamt 
ist zu Lasten der stationären Versorgung auf die Erst-
versorgung ausgerichtet worden, Krankenhäuser sind 
rationalisiert worden usw. In der Praxis allerdings gab 
es große Hürden bei der Umsetzung dieser Vorhaben 
und einen Mangel an entsprechendem politischen Wil-
len. Die jetzige Regierung hat die Pläne zu einer umfas-
senden Reform des Gesundheitssystems wiederbelebt 

und steht darüber hinaus unter großem Druck von Sei-
ten des IWF, die Sozialausgaben effizienter zu gestal-
ten. Darin liegt eine große Chance für eine Reform – 
konkrete Schritte im Reformprozess sind aber noch 
nicht erkennbar. Der Mangel an politischem Konsens 
in der Ukraine hat Probleme in vielen Bereichen verur-
sacht, nicht nur im Bereich Gesundheit. Hier aber ist 
dieses Problem zusätzlich eng verknüpft mit mangeln-
dem politischen Willen, die Probleme im System tat-
sächlich anzugehen. Entgegen der großen Worte bleibt 
das Thema Gesundheit de facto eine Frage von gerin-
gerer politischer Relevanz.

Zu den immer wieder diskutierten Problemen seit 
der Unabhängigkeit gehört insbesondere die Frage, ob 
in der Ukraine eine obligatorische Krankenversiche-
rung eingeführt werden soll oder nicht. Gerade in letz-
ter Zeit haben sich die Versicherungsgesellschaften für 
eine Einführung stark gemacht. Es gibt jedoch viele 
Möglichkeiten so eine Zwangsversicherung zu gestal-
ten, abhängig von den Anforderungen des Gesamtsys-
tems und den Zielen des Reformprogramms. Wesentlich 
wäre z. B. eine Entscheidung zwischen der Zulassung 
von mehreren konkurrierenden privaten Versicherungs-
fonds und einem einzigen nicht-kommerziellen Fonds. 
Wie in den meisten anderen Ländern Europas gibt es in 
der Ukraine wenige Politiker, die etwas vom Gesund-
heitssystem verstehen, und sie gehen die Reformen oft 
von einer ideologischen Perspektive an, statt den spe-
ziellen nationalen Kontext ins Zentrum ihrer Überle-
gungen zu setzen. Dieser Mangel an Kompetenz ist in 
der Ukraine genau so ein Problem wie andernorts in 
Europa. Weiterhin hat die große Fluktuation an Mit-
arbeitern im Gesundheitsministerium dazu beigetra-
gen, verschiedene Initiativen zur Gesundheitsreform 
auszubremsen: In der Ukraine wechselte der Gesund-
heitsminister vierzehn Mal seit 1994 und vier Mal seit 
Anfang 2010. Darüber hinaus müsste wohl die ukraini-
sche Verfassung geändert werden, um all die Reformen 
gesetzlich zu verfügen, die nötig wären, um die Primär-
versorgung zu stärken und die Krankenhäuser zu ratio-
nalisieren. Die Bürger der Ukraine haben das verfas-
sungsmäßige Recht auf Zugang zu ärztlicher Versorgung 
in staatlichen Gesundheitseinrichtungen, in der Theo-
rie auch ohne Beschränkungen – Überweisungen von 
einem Erstversorgungsarzt zu einem Spezialisten sind 
im Prinzip nicht erforderlich. Es ist auch nicht verfas-
sungskonform ein Krankenhaus oder eine andere staat-
liche Gesundheitseinrichtung zu schließen. Solche Ver-
fassungsbarrieren sind zwar nicht unüberwindbar, aber 
sie können nur mit viel Zeit und einem starken politi-
schen Handlungswillen genommen werden. 

Im Jahr 2010 schätzte die Weltgesundheitsorgani-
sation die absoluten Ausgaben für Gesundheit in der 
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Ukraine auf 7,7 % des BIP. Das entspricht ungefähr 
84.500 Mio. Hrywnja (10.645 Mio. US-Dollar) – wobei 
56,6 % davon aus dem Staatshaushalt finanziert wur-
den und 43,4 % direkt aus den Haushalten (s. Grafik 
3). Es ist anzunehmen, dass einige Anbieter von medi-
zinischer Versorgung von diesem Status quo profitieren, 
und es ist wahrscheinlich, dass sie einige Mühe darauf 
verwenden werden, den Reformprozess, der die existie-
renden Finanzströme unterbrechen würde, zu bremsen. 
Angesichts der erheblichen Einnahmen, die über das 
Gesundheitssystem erwirtschaftet werden können, gibt 
es auch andere Interessengruppen, die sich vehement für 
bestimmte Reformziele einsetzen, um Zugang zu neuen 
Märkten zu erhalten, z. B. die Versicherungswirtschaft 
mit ihrem Wunsch nach einer Pflichtversicherung.

Eine Faktorenkonstellation, die Gesundheitsrefor-
men in anderen Ländern der ehemaligen Sowjetunion 

möglich gemacht hat, ist in der Ukraine nicht in Sicht. 
Stattdessen gehen die Diskussionen über umfassende 
Reformen bei der Organisation und Finanzierung des 
Gesundheitssystems weiter und es ist Konsens, dass 
solch weitreichende Reformen nicht über Nacht umge-
setzt werden können. Die weltweite Finanzkrise hatte 
zwar einerseits einen negativen Einfluss auf die Mög-
lichkeiten der Regierung, überhaupt Änderungen vorzu-
nehmen, andererseits hat die Wirkung der Finanzkrise 
auf den Zugang der Bevölkerung zu ärztlicher Versor-
gung (insbesondere Medikamente) die Ineffizienz und 
Ungerechtigkeit des derzeitigen Systems klar zu Tage 
gebracht. Möglicherweise wird hierin der Anstoß zu 
Reformen liegen. 
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